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14.3.1974 

Regierungsvorlage 

ABKOMMEN 

zwischen der Republik österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Ver­
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge­
biete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen 

Die Republik österreich und die Schweizerische 
Eidgenossenschaft, 

von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf. dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen abzuschließen, 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in 
einem Vertragstaat oder in beiden Verttagstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

1. Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf 
die Art der Erhebung, .für Steuern vom Ein­
kommen und vom Vermögen, die für Rechnung 
eines der beiden Vertragstaaten, der Länder, 
Kantone, Bezirke, Kreise, Gemeinden oder Ge­
meindeverbände (auch in Form von Zuschlägen) 
erhöben werden. ' 

2. Als Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen gelten alle (ordentlichen und außer­
ordentlichen) Steuern, die vom Gesamteinkom­
men, vom Gesamtvermögen oder von Teilen 
des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn 
aus der Veräußerung beweglichen oder unbeweg­
lichen Vermögens sowie der Steuern vom Ver­
mögenszuwachs. Das Abkommen gilt nicht für 
an der Quelle erhobene Steuern von Lotterie­
gewinnen. \ 

3. Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für 
die das, Abkommen gilt, gehören insbesondere 

1. in österreich: 

a) die Einkommensteuer, 
b) die Körperschaftsteuer, 
c) die Aufsichtsratsabgabe, 

d) die Vermögensteuer, 
e) die Abgabe von Vermögen, die der Erb­

schaftssteuer entzogen sind, 

f) die Gewerbesteuer einschließlich der 
Lohnsummensteuer, 

g) die Grundsteuer, 

h) die Abgabe von land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieben, 

i) die Beiträge von land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs­
fonds für Familienbeihilfen, 

j) die Abgabe vom Bodenwert bei unbe­
bauten Grundstücken 
(im folgenden als "österreichische Steuer" 
bezeichnet) ; 

2. in der Schweiz: 

die von Bund, Kantonen, Bezirken, Kreisen, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden er­
hobenen Steuern 
a) vom Einkommen (Gesamteinkommen, 

Erwerbseinkommen, Vermögensertrag, 
Geschäftsertrag, Kapitalgewinn usw.) und 

b) vom Vermögen (Gesamtvermögen, be­
wegliches und unbewegliches Vermögen, 
Geschäftsvermögen, Kapital und Reser­
ven usw.) 
(im folgenden als "schweizerische Steuer" 
bezeichnet) .. 

4. Das Abkommen gilt auch für alle Steuern 
gleicher oder ähnlicher Art, die nach der Unter­
zeichnung neben den zur Zeit bestehenden Steu­
ern oder an deren Stelle erhoben werden. 

5. Die Bestimmungen des Abkommens \iber die 
Besteuerung der Unternehmensgewinne gelten 
entsprechend für die nicht nach dem Gewinn oder 
dem Vermögen erhobene Gewerbesteuer. 
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2 1094 der Beilagen 

Artikel 3 

1. Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zu­
sammenhang nichts anderes erfordert: 

a) umfaßt der Ausdruck "Person" natürliche 
Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personen vereinigungen; 

b) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juri­
stische Personen oder Rechtsträger, die für 
die Besteuerung wie juristische Personen 
behandelt werden; 

e) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen 
eines Vertragstaates" und "Unternehmen 
des anderen Vertragstaates", je nachdem, 
ein Unternehmen, das von einer in einem 
Vertragstaat ansässigen Person betrieben 
wird, oder ein Unternehmen, das von einer 
in dem anderen Vertragstaat ansässigen 
Person betrieben wird; 

d) bedeutet der Ausdruck "zuständige Be-
hörde": 
aa) in Osterreich: 

der Bundesminister für Finanzen; 
bb) in der Schweiz: 

der Direktor der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung oder sein bevoll­
mäch tigter Vertreter; 

e) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehörige": 
aa) alle natürlichen Personen, die die 

Staatsangehörigkeit eines Vertragstaa­
tes besitzen; 

bb) alle juristischen Personen, Personen­
gesellschaften und anderen Personen­
vereinigungen, die nach dem in einem 
V ~rtragstaat geltenden Recht errichtet 
worden sind. 

2. Bei Anwendung des Abkommens durch 
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders defi­
nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, 
welche Gegenstand des Abkommens sind. 

Artikel 4 

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der 
Ausdruck "eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person" eine Person, die nach dem in diesem 
Staat geltenden Recht dort unbeschränkt steuer­
pflichtig ist. 

2. Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in 
beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat 
ansässig, in dem sie über eine ständige 
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden 
Vertragstaaten über eine ständige Wohn­
statte, so gilt sie als in dem· Vertragstaat 
ansässig, zu dem sie die engeren persön­
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat 
(Mittelpunkt der Lebensinteressen). 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem 
Vertragstaat die Person den Mittelpunkt 
der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Vertragstaaten über eine 
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat. 

e) Hat die Person ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt in beiden Vertragstaaten oder in 
keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat ansässig, dessen Staats­
angehörigkeit sie besitzt. 

d)Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit 
beider Vertragstaaten oder keines Vertrag­
staates so verständigen sich die zuständigen 
Behörden der Vertragstaaten gemäß Arti­
kei25. 

3. Gilt eine natürliche Person nur für einen 
Teil des Jahres als im Sinne dieses Artikels in 
einem Vertragstaat ansässig, für den Rest des 
gleichen Jahres aber als in dem anderen. Vertrag­
staat ansässig (Wohnsitzwechsel), endet dIe Steuer­
pflicht, soweit sie an die Ansässigkeit anknüpft, 
in dem ersten Staate mit dem Ende des Kalender­
monats in dem der Wohnsitzwechsel vollzogen 
ist. Di~ Steuerpflicht beginnt, soweit sie an die 
Ansässigkeit anknüpft, im anderen Staat mit dem 
Beginn des auf denWohnsitzwechsel folgenden 
Kalendermonats. 

4. Nicht als "in einem Vertragstaat ansässig" 
gilt eine natürliche Person, die in dem Vert~ag­
staat, in dem sie nach den vorstehenden Bestim­
mungen ansässig wäre, nicht mit allen nach dem 
Steuerrecht dieses Staates allgemein steuerpflich­
tigen Einkünften aus dem anderen Vertragstaat 
den allgemein erhobenen Steuern unterliegt. 

5. Ist nach Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden 
Vertragstaaten ansässig, so gilt sie als in dem 
Vertragstaat ansässig, in dem sich der Mittel­
punkt ihrer tatsächlich~n Geschäftsleitung b~fin­
det. Die Tatsache allein, daß eine Person an emer 
Gesellschaft beteiligt ist oder daß sie bei einer 
Gesellschaft, die einem Konzern angehört, die 
konzernleitenden Entscheidungen trifft, begrün­
det für diese Gesellschaft keinen Mittelpunkt der 
tatsächlichen Geschäftsleitung an dem Ort, an 
dem diese Entscheidungen getroffen werden oder 
diese Person ansässig ist. 

Artikel 5 

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der 
Ausdruck "Betriebstätte" eine feste Geschäfts­
einrichtung, in der die Tätigkeit des Unterneh­
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

2. Der Ausdruck "Betriebstätte" umfaßt ins­
besondere: 

a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
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c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte, 
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine 

andere Stätte der Ausbeutung von Boden­
schätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren 
Dauer zwölf Monate überschreitet. 

3. Als Betriebstätten gelten nicht: 
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage­

rung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des 
Unternehmens, die ausschließlich zur Lage­
rung, Ausstellung oder' Auslieferung unter­
halten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des 
Unternehmens, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten werden, durch ein ande­
res Unternehmen bearbeitet oder verarbei­
tet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus­
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 
für das Unternehmen Güter oder Waren 
einzukaufen oder Informationen zu be­
schaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus­
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 
für das Unternehmen zu werben, Informa­
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For­
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig­
keiten auszuüben, die vorbereitender Art 
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen. 

4. Ist eine Person - mit Ausnahme eines 
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 
- in einem Vertragstaat für ein Unternehmen 
des anderen Vertragstaates tätig, so gilt eine in 
dem erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte 
als gegeben, wenn die Person eine Vollmacht be­
sitzt, im Namen des Unternehmens Verträge 
abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre 
Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen beschränkt. 

5. Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird 
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil 
es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, 
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen 
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rah­
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit han­
deln. 

6. Allein dadurch, daß eine in einem Vertrag­
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft be­
herrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht 
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig 

ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte 
oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt, 
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur 
Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

1. Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 
dürfen in dem Vertrags ta at besteuert werden, in 
dem dieses Vermögen liegt. 

2. Der Ausdruck "unbewegliches Vermogen" 
bestimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates, 
in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck um­
faßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweg­
lichen Vermögen, das lebende und tote Inventar 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke Anwendung finden, die 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen so­
wie die Rechte auf veränderliche oder feste Ver­
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf 
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen 
und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luft­
fahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver­
mögen. 

3. Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel­
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpach­
tung sowie jeder anderen Art der Nutzung un­
beweglichen Vermögens. 

4. Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein­
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unter­
nehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen, das der Ausübung eines freien Be­
rufes dient. 

Artikel 7 

1. Gewinne eines Unternehmens eines Ver­
tragstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine 
Tätigkeit im anderen Vertragstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte ausübt. Obt das 
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, 
so dürfen die Gewinne des Unternehmens in dem 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso­
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet wer­
den können. 

2. Obt ein Unternehmen eines Vertragstaates 
seine Tätigkeit in dem anderen Vertrags ta at 
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so 
sind in jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte die 
Gewinne zuzurechnen, die sie hätte erzielen kön­
nen, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit 
unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Be­
triebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen 
wäre. 

2 
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4 1094 der Beilagen 

3. Bei der Ermittlung der Gewinne einer Be;­
triebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der 
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal­
tungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, 
oq sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

4. Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, 
die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unter­
nehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, 
schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrag­
staat die zu besteuernden Gewinne nach der üb­
lichen Aufteilung ermittelt; die Art der ange­
wendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein, 
daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses 
Artikels übereinstimmt. 

5. übt ein Versicherungsunternehmen eines 
Vertragstaates seine Tätigkeit in dem anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betrieb­
stätte aus, so sind die .dieser Betriebstätte zu­
zurechnenden Gewinne dadurch zu ermitteln, 
daß der Gesamtgewinn des Unternehmens im 
Verhältnis der Rohprämieneinnahmen dieser Be­
triebstätte zu 'den gesamte-\1 Rohprämieneinnah­
men des Unternehmens aufgeteilt wird. 

6. Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern 
oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

7. Bei Anwendung der 'vorstehenden' Absätze 
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Ge­
winne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, 
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür be­
stehen, anders zu verfahren. 

8. Dieser Artikel gilt auch für Einkünfte aus 
der Beteiligung an einer Personengesellschaft oder 
aus einer Beteiligung als stiller Gesellschafter nach 
österreichischem Recht. Er erstreckt sich auch auf 
Vergütungen, die. ein Gesellschafter einer Per­
sonengesellschaft von der Gesellschaft für seine 
Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, für die 
Gewährung von Darlehen oder für die über­
lassung von Wirtschafts gütern ·bezieht, wenn 
diese Vergütungen nach dem Steuerrecht des 
Vertragstaates, in dem die Betriebstätte gelegen 
ist, den Einkünften des Gesellschafters aus dieser 
Betriebstätte zugerechnet werden. 

9. Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in 
anderen Artikeln dieses. Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Ar­
tikel durch die Bestimmungen dieses Artikels 
nicht berührt. 

Artikel 8 

1. Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertrags ta at besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts­
leitung des Unternehmens befindet. 

2. Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die 
der Binnenschiffahrt dienen, dürfen nur in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unter­
nehmens befindet. 

3. Befindet sich der Ort der tatsächlichen Ge­
schäftsleitung eines Unternehmens der See- oder 
Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt 
er als in dem Vertragstaat gelegen, in dem der 
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein 
Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertrag­
staat, in dem die Person, die das Schiff betreibt, 
ansässig ist. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
auch, 

a) wenn der Betrieb der Schiff- oder Luftfahrt 
mit gecharterten oder gemieteten Fahr­
zeugen durchgeführt wird, 

b) für Agenturen, soweit deren Tätigkeit un­
mittelbar mit dem Betrieb der Schiff- oder 
Luftfahrt oder dem Zubringerdienst zu­
sammenhängt, und 

c) für Beteiligungen von Unternehmen der 
Schiff- oder Luftfahrt an einem Pool, einer 
gemeinsamen Betriebsorganisation oder 
emer internationalen Betriebskörperschaft. 

Artikel 9 

Wenn 
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un­

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts­
leitung, der Kontrolle oder am Kapital 
eines Unternehmens des anderen Vertrag­
staates beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel­
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens eines 
Vertragstaates und eines Unternehmens des 
anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter­
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder 
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart 
oder auferlegt werden, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander ver­
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die 
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen 
erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber 
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter­
nehmens zugerechnet und entsprechend besteuert 
werden. 

Artikel 10 

1. Dividenden, die eine Gesellschaft mit Sitz 
oder Geschäftsleitung in einem Vertragstaat an 
eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person 
zahlt, dürfen in dem anderen Staat· besteuert 
werden. 
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2. Diese Dividenden dürfen jedoch in dem 
erstgenannten Vertragstaat, in dem die die Divi­
denden zahlende Gesellschaft ihren Sitz oder 

. Geschäftsleitung hat, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 
5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividen­
den nicht übersteigen. 

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Dividenden" bedeut~t Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün­
deranteilen oder anderen Rechten - ausgenom­
men Forderungen - mit Gewinnbeteiligung so­
wie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende 
Einkünfte,. die nach dem Steuerrecht des Staates, 
in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, 
den Einkünften aus Akti~n gleichgestellt sind. 

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der in einem Vertragstaat ansässige Emp­
fänger der Dividenden in dem anderen Vertrag­
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesell­
schaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt wer­
den, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

5. Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige 
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat, 
sofern die Gesellschaft nicht ihren Sitz in diesem 
anderen Staat hat, weder die Dividenden be­
steuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Ge­
winne der Gesellschaft einer Steuer für nichtaus­
geschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die 
gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütte­
ten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem ande­
ren Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 

Artikel 11 

1. Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen 
und an eine in dem anderen Vertragstaat an­
sässige Person gezahlt werden, dürfen in dem 
anderen Staat besteuert werden. 

2. Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertrag­
staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf 
aber 5 vom Hundert des Betrages der Zinsen 
nicht übersteigen. 

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen 
Anleihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch 
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit 
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und 
aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, 
aus dem sie stammen, den Einkünften aus Dar­
lehen gleichgestellt sind. 

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der in einem Vertrags ta at ansässige Emp­
fänger der Zinsen in dem anderen Vertragstaat, 
aus dem die Zinsen stammen, eine Betriebstätte 
hat und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. 
In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

5. Zinsen gelten dann als aus einem Vertrag­
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat 
selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder 
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber 
der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, 
ob er in einem Vertragstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstätte 
und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt 
werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegan­
gen worden und trägt die Betriebstätte die Zin­
sen, so gelten die Zinsen als aus dem Vertrag­
staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 

6. Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger 
oder zwisChen jedem von. ihnen und einem Drit­
ten besondere Beziehungen und übersteigen des­
halb die gezahlten Zinsen, gemessen an der zu­
grundeliegenden Forderung, den Betrag, den 
Schuldner und Gläubiger ohne. diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag .nach dem Recht 
jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
besteuert werden. 

Artikel 12 

1. Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat 
stammen und an eine in dem anderen Vertrag­
staat ansässige Person gezahlt werden, dürfen 
in dem anderen Staat besteuert werden. 

2. Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch in dem 
Vertragstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber 5 vom Hundert des Bruttobetrages 
der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder 
Art, die für die Benutzung oder für das .Recht 
auf Benutzung von Urheberrechten an literari­
schen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Wer­
ken, einschließlich kinematographischer Filme 
und Bild- oder Tonaufzeichnungen, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, ge­
heimen Formeln oder Verfahren oder für die 
Benutzung oder das Recht auf Benutzung ge­
werblicher, kaufmännischec oder wissenschaft­
licher Ausrüstungen oder für die Mitteilung ge­
werblicher; kaufmännischer oder wissenschaft­
licher Erfahrungen gezahlt werden. 

4. Lizenzgebühren gelten dann als aus einem 
Vertragstaat stammend, wenn der Schuldner die­
ser Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften 
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oder eine in diesem Staat ansaSSlge Person ist. 
Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne 
Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragstaat 
ansässig ist oder nicht, in einem Vertragstaat 
eine Betriebstätte und ist der Vertrag, auf Grund 
dessen die Lizenzgebühren zu zahlen sind, für 
Zwecke der Betriebstätte geschlossen und trägt 
die Betriebstätte selbst die Lizenzgebühren, so 
gelten die Lizenzgebühren als aus dem Vertrag­
staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 

5. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der in einem Vertragstaat ansässige Emp­
fänger der Lizenzgebühren in dem anderen Ver­
tragstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, 
eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver­
mögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehö­
ren. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

6. Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger 
oder zwischen jedem von ihnen und einern Drit­
ten besondere Beziehungen und übersteigen des­
halb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an 
der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den 
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht 
jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
besteuert werden. 

Artikel 13 

1. Gewinne aus der Veräußerung unbeweg­
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Ab­
satz 2 dürfen in dem Vertragstaat besteuert wer­
den, in dem dieses Vermögen liegt. 

2. Gewinne aus der Veräußerung beweglichen 
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb­
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines Ver­
tragstaates in dem anderen Vertragstaat hat, oder 
das zu einer festen Einrichtung gehört, über die 
eine in einem Vertragstaat ansässige Person für 
die Ausübung eines freien Berufes in dem ande­
ren Vertrags ta at verfügt, einschließlich derartiger 
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem 
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen 
Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem ande­
ren Staat besteuert werden. Jedoch dürfen Ge­
winne aus der Veräußerung des in Artikel 22 
Absatz 3 genannten beweglichen Vermögens nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem 
dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführ­
ten Artikel besteuert werden darf. 

3. Gewinne aus der Veräußerung des in den 
Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert wer­
den, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

4. Ungeachtet des Absatzes 3 dürfen Gewinne 
aus der vollen oder teilweisen Veräußerung einer 
wesentlichen Beteiligung an einer Gesellschaft in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem die. 
Gesellschaft ansässig ist, sofern der in dem ande­
ren Vertragstaat ansässige Yeräußerer eine natür­
liche Person ist, 

a) die im Laufe der fünf Jahre vor der Ver­
äußerung im Sinne des Artikels 4 im erst­
genannten Vertragstaat ansässig war und 

b) die in dem anderen Staat für den Ver­
äußerungsgewinn keiner Steuer unterliegt. 

Eine wesentliche Beteiligung ist gegeben, wenn 
der Ver äußerer unmittelbar oder mittelbar zu 
mehr als einem Viertel am Kapital der Gesell­
schaft beteiligt war. 

Artikel 14 

1. Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art 
bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden, es sei denn, daß die Person für die Aus­
übung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertrag­
staat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver­
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrich­
tung, so dürfen die Einkünfte in dem anderen 
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

2. Der Ausdruck "freier Beruf" umfaßt ins­
besondere die selbständig ausgeübte wissenschaft­
liche, literarische, künstlerische, erzieherische oder 
unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige 
Tätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, 
Architekten, Zahnärzte, Wirtschaftstreuhänder, 
Bücherrevisoren und Steuerberater. 

Artikel 15 

1. Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergiitun­
gen, die eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur 
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat 
ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen in 
dem anderen Staat besteuert werden. 

2. Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun­
gen, die eine in' einem Vertragstaat ansässige 
Person für eine in dem anderen Vertragstaat 
ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur in 
dem 'erstgenannten Staat besteuert werden, 
wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat 
insgesamt nicht länger als 183 Tage wäh­
rend des betreffenden Steuerjahres aufhält, 
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b) die Vergütungen von eiqem Arbeitgeber 
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 
der nicht in dem anderen Staat ansässig ist, 
und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb­
stätte oder einer festen Einrichtung getra­
gen werden, die der Arbeitgeber in dem 
anderen Staat hat. 

3. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen 
dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselb­
ständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes 
oder Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr 
oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschiff­
fahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tat­
sächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

4. Wer als Grenzgänger in einem Vertrags ta at 
in der Nähe der Grenze ansässig ist und in dem 
anderen Vertragstaat in der Nähe der Grenze 
seinen Arbeitsort hat und sich üblicherweise an 
jedem Arbeitstag dorthin begibt, darf mit seinen 
Einkünften aus unselbständiger Arbeit in dem 
Staat besteuert werden, in dem er ansässig ist. 
Der Staat des Arbeitsortes ist jedoch berechtigt, 
von den erwähnten Einkünften eine Steuer von 
höchstens 1 vom Hundert im Abzugswege an 
der Quelle zu erheben. Soweit eine solche Steuer 
erhoben wird, wird sie der Staat, in dem der 
Grenzgänger ansässig ist, auf seine Steuer an­
rechnen, die auf diese Einkünfte entfällt. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun­
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft 
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs­
rates einer Gesellschaft bezieht, die in dem ande­
ren Vertragstaat ihren Sitz oder ihre Geschäfts­
leitung hat, dürfen in dem anderen Staat be­
steuert werden. 

Artikel 17 

1. Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen 
Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie Büh­
nen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler 
und Musiker sowie Sportler und Artisten für 
ihre in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübte 
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert 
werden, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. Das 
gilt auch für die Einkünfte, die einer anderen 
Person für die Tätigkeit oder Überlassung des 
Künstlers, Sportlers oder Artisten zufließen. 

2, Absatz 1 gilt nicht für Einkünfte aus Tätig­
keiten berufsmäßiger Künstler, die unmittelbar 
oder mittelbar überwiegend durch Zuwendungen 
aus öffentlichen Mitteln gefördert werden. 

Artikel 18 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen 
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die 
einer in einem Vertragstaat ansässigen Person 
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, 
nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

1. Vergütungen, einschließlich der Ruhegehäl­
ter, die ein Vertragstaat für ihm erbrachte, gegen­
wärtige oder frühere Dienstleistungen oder Ar­
beitsleistungen auszahlt, dürfen nur in diesem 
Staat besteuert werden. Dies gilt auch dann, wenn 
solche Vergütungen von einem Land, von einem 
Kanton, von einer Gemeinde, einem Gemeinde­
verband oder einer anderen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts eines der beiden Staaten 
gewährt werden. 

2. Ob eine juristische Person eine solche des 
öffentlichen Rechts sei, wird nach den Gesetzen 
des Staates entschieden, in dem sie errichtet ist. 

Artikel 20 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Volon­
tär oder Lehrling, der in einem Vertragstaat 
ansässig ist oder vorher dort ansässig war und 
der sich in dem anderen Vertragstaat ausschließ­
lich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält, 
für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine 
Ausbildung erhält, werden in dem anderen Staat 
nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlungen aus 
Quellen außerhalb des an,deren Staates zufließen. 

Artikel 21 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus­
drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem 
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 22 

1. Unbewegliches Vermögen im Sinne des Ar­
tikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertrags ta at be­
steuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

2. Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermö­
gen einer Betriebstätte eines 'Unternehmens dar­
stellt, oder das zu einer der Ausübung eines 
freien Berufes dienenden festen Einrichtung ge­
hört, darf in dem Vertragstaat 'besteuert werden, 
in dem sich die Betriebstätte oder die feste Ein­
richtung befindet. Dies gilt auch für die in Arti­
kel 7 Absatz 8 erwähnten Beteiligungen. 

3, Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internatio­
nalen Verkehr und Schiffe, die der Binnenschiff­
fahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge 
dient, dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 
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4. Alle anderen Vermögensteile einer in einem 
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

5. übt ein Versicherungsunternehinen eines 
Vertragstaates seine Tätigkeit in dem anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betrieb­
stätte aus, so ist das dieser Betriebstätte zuzu­
rechnende Vermögen dadurch zu ermitteln, daß 
das Gesamtvermögen des Unternehmens im Ver­
hältnis der Rohprämieneinnahmen dieser Betrieb­
stätte zu den gesamten Rohprämieneinnahmen 
des Unternehmens aufgeteilt wird. 

6. Jeder der beiden Vertragstaaten behält sich 
das Recht vor, bewegliches Vermögen, an dem 
eine Nutznießung bestellt ist, nach seiner eigenen 
Gesetzgebung zu besteuern. Sollte sich daraus 
eine Doppelbesteuerung ergeben, so werden die 
zuständigen Behörden der beiden Vertragstaaten 
gemäß Artikel 25 vorgehen. 

Artikel 23 

1. Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen 

'nach diesem Abkommen in dem anderen Ver­
tragstaat besteuert werden, so nimmt der erst­
genannte Staat, vorbehaltlich der nachfolgenden 
Absätze, diese Einkünfte oder dieses Vermögen 
von der Besteuerung aus; dieser Staat darf aber 
bei der Festsetzung der Steuer für das übrige 
Einkommen oder das übrige Vermögen dieser 
Person den Steuersatz anwenden, der anzu­
wenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte 
oder das betreffende Vermögen nicht von der 
Besteuerung ausgenommen wären. 

2: Bezieht eine in Österreich ansässige Person 
Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 
in der Schweiz besteuert werden dürfen, so rech­
net Österreich auf die vom Einkommen dieser 
Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der 
der in der Schweiz gezahlten Steuer entspricht; 
der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf die aus der Schweiz bezoge­
nen Einkünfte entfällt. 

3. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person 
Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 
in Österreich besteuert werden dürfen, so ge­
währt die Schweiz dieser Person auf Antrag' eine 
Entlastung. Die Entlastung besteht 

a) in der Anrechnung der nach den Artikeln 
10, 11 und 12 in Österreich erhobenen 
Steuer auf die vom Einkommen dieser Per­
son geschuldete schweizerische Steuer, wo­
bei der anzurechnende Betrag jedoch den 
Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
schweizeris,chen Steuer nicht übersteigen 
darf, der auf die Einkünfte, die in Öster­
reich besteuert werden, entfällt, oder 

b) in einer papschalen Ermäßigung der schwei­
zerischen Steuer, oder 

c) in einer teilweisen Befreiung der betref­
fenden Einkünfte von der schweizerischen 
Steuer, mindestens aber im Abzug der in 
Osterreich erhobenen Steuer vom Brutto­
betrag der aus Österreich bezogenen Ein­
künfte. 

Die- Schweiz wird gemäß den Vorschriften über 
die Durchführung von zwischenstaatlichen Ab­
kommen des Bundes zur Vermeidung der Doppel­
besteuerung die Art der Entlastung bestimmen 
und das Verfahren ordnen. 

Artikel 24 

1. Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates 
dürfen in dem anderen Vertrags ta at weder einer 
Besteuerung noch einer damit zusammenhängen­
den Verpflichtung unterworfen werden, die an­
ders oder belastender sind als die Besteuerung 
und die damit zusammenhängenden Verpflich­
tun gen, denen die Staatsangehörigen des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. 

2. Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein 
Unternehmen eines Vertragstaates in dem ande­
ren Vertragstaat hat, darf in dem anderen Staat 
nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von 
Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche 
Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragstaat, den in dem 
anderen Vertragstaat ansässigen Personen Steuer­
freibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen 
auf Grund des Personenstandes oder der Fami­
lienlasten zu gewähren, die er den in seinem 
Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

3. Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren 
Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar oder 
mittelbar, einer in dem anderen Vertragstaat an­
sässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen in 
dem erstgenannten Vertragstaat weder einer Be­
steuerung noch einer damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender sind als die Besteuerung und die 
damit zusammenhängenden Verpflichtungen, de­
nen andere ähnliche Unternehmen des erstge­
nannten Staates unterworfen sind oder unter­
worfen werden können. 

4. In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck 
,;Besteuerung" Steuern jeder Art und Bezeich­
nung, 

Artikel 25 

1. Ist eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen eines 
Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie 

1094 der Beilagen XIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)8 von 15

www.parlament.gv.at



1094 der Beilagen 9 

zu einer Besteuerung geführt haben oder führen 
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, 
so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem 
Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel 
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrag­
staates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

2. Hält diese zuständige Behörde die Einwen­
dung für begründet und ist sie selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu­
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch 
Verständigung mit der zuständigen Behörde des 
anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine dem 
Abkommen nicht entsprechende Besteuerung ver­
mieden wird. 

3. Die zuständigen Behörden der Vertrag­
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten 
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwen­
dung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppel­
besteuerung in Fällen, die in dem Abkommen 
nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

4. Die zuständigen Behörden der Vertrag­
staaten können zur Herbeiführung einer Eini­
gung im Sinne der vorstehenden Absätze un­
mittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein 
mündlicher Meinungsaustausch für die Herbei­
führung der Einigung zweckmäßig, so kann ein 
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission 
durchgeführt werden, die aus Vertretern der zu­
ständigen Behörden der Vertragstaaten besteht. 

Artikel 26 
1. Die zuständigen Behörden der Vertrag­

staaten können auf Verlangen diejenigen (gemäß 
den Steuergesetzgebungen der beiden Staaten im 
Rahmen der normaien Verwaltungspraxis erhält­
lichen) Auskünfte austauschen, die notwendig 
sind für eine richtige Durchführung dieses Ab­
kommens. Jede auf diese Weise ausgetauschte 
Auskunft soll geheimgehalten und niemandem 
zugänglich gemacht werden, der sich nicht mit der 
Veranlagung, der Erhebung, der Rechtsprechung 
oder der Strafverfolgung hinsichtlich der unter 
dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt. Aus­
künfte, die irgendein Handels- oder Bank-, ge­
werbliches oder Berufsgeheimnis oder ein Ge­
schäftsverfahren offenbaren würden, dürfen nicht 
ausgetauscht werden. 

2. Die Bestimmungen dieses Artikels dürfen auf 
keinen Fall dahin ausgelegt werden, daß sie einem 
der Vertragstaaten die Verpflichtung auferlegen, 
Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von 
seinen eigenen Vorschriften oder von seiner 
Verwaltungspraxis abweichen oder die seiner 
Souveränität, seiner Sicherheit, seinen allgemeinen 
Interessen oder dem Ordre public widersprechen, 
oder Angaben zu vermitteln, die nicht auf Grund 
seiner eigenen und auf Grund der Gesetzgebung 
des ersuchenden Staates beschafft werden können. 

Artikel 27 

1. Dieses Abkommen berührt nicht die steuer­
lichen Vorrechte, die den Angehörigen einer 
diplomatischen oder konsularischen Vertretung 
oder ihnen nahestehenden Personen, nach den 
allgemeinen Regeln des' Völkerrechts oder auf 
Grund besonderer Vereinbarungen gewährt wer­
den. 

2; Soweit Einkünfte oder Vermögenswerte 
wegen der einer Person nach den allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts oder auf Grund beson­
derer zwischenstaatlicher Verträge zustehenden 
diplomatischen oder konsularischen Vorrechte im 
Empfangsstaat nicht besteuett werden, steht das 
Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu. 

3. Bei Anwendung des Abkommens gelten die 
Angehörigen einer diplomatischen oder konsula­
rischen Vertretung, die ein Vertragstaat in dem 
anderen Vertragstaat oder in einem dritten Staat 
unterhält, und ihnen nahestehende Personen als 
im Entsendestaat ansässig, wenn sie die Staats­
angehörigkeit des Entsendestaates besitzen und 
dort zu den Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen wie in diesem Staat ansässige Personen 
herangezogen werden. 

4. Das Abkommen gilt nicht für zwischen­
staatliche Organisationen, ihre Organe oder Be­
amten sowie nicht für Angehörige diplomatischer 
oder konsularischer Vertretungen eines dritten 
Staates und ihnen nahestehende Personen, die in 
einem Vertragstaat anwesend sind, aber in kei­
nem der beiden Vertragstaaten für . Zwecke der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
wie dort ansässige Personen behandelt werden. 

Artikel 28 

1. Werden in einem der beiden Vertragstaaten 
die Steuern von Dividenden, Zinsen oder Lizenz­
gebühren im Abzugswege (an ,der Quelle) er­
hoben, so wird das Recht zur Vornahme des 
Steuerabzuges durch dieses Abkommen nicht be­
rührt. 

2. Die im Abzugswege (an der Quelle) einbe­
haltene Steuer ist jedoch auf Antrag zu erstatten 
soweit ihre Erhebung durch das Abkommen ein­
geschränkt wird. An Stelle einer Erstattung kann 
bei Lizenzgebühren auf Antrag vom Abzug der 
Steuer abgesehen werden. 

3. Die Frist für den Antrag auf Erstattung 
beträgt drei Jahre nach Ablauf des Kalender­
jahres, in dem die Dividenden, Zinsen oder 
Lizenzgebühren fällig geworden sind. 

4. Die Anträge müssen stets eine amtliche 
Bescheinigung des Staates, in dem der Steuer­
pflichtige ansässig ist, über die Erfüllung der 
Voraussetzungen für die unbeschränkte Steuer­
pflicht in diesem Staat enthalten. 
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5. Die zuständigen Behörden werden sich über 
die weiteren Einzelheiten d~s Verfahrens gemäß 
Artikel 25 verständigen. 

6. Nach dem Recht eines Vertragstaates er­
richtete Personengesellschaften (Offene Handels­
gesellschaften, Kollektivgesellschaften, Komman­
ditgesellschaften), die in diesem Staat ihre Ge­
schäftsleitung haben, können die in den Artikeln 
10, 11 und 12 des Abkommens vorgesehenen 
Entlastungen von den Steuern des anderen Ver­
tragstaates beanspruchen, sofern mindestens drei 
Viertel der Gewinne der Gesellschaft Personen 
zustehen, die im erstgenannten Staat ansässig 
sind. 

7. Die in einem Vertragstaat ansasslgen Per­
sonen, die nach den in diesem Staat geltenden 
Vorschriften von der Inanspruchnahme der Vor­
teile eines Doppelbesteuerungsabkommens aus­
geschlossen sind, können die in diesem Abkom­
men vorgesehenen Entlastungen von der Steuer 
des anderen Vertragstaates und die in Artikel 23 
vorgesehene Entlastung von der Steuer des Staa­
tes, in dem sie ansässig sind, nicht beanspruchen. 

Artikel 29 

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt 
das Abkommen zwischen der Republik österreich 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge­
biet der Steuern vom Einkommen und vom Ver­
mögen sowie der Erbschaftssteuern vom 12. No­
vember 1953 außer Kraft, soweit es sich nach 
seinem Abschnitt 11 auf die direkten Steuern 
bezieht. Seine' diesbezüglichen Bestimmungen fin­
den nicht mehr Anwendung auf Steuern, auf die 
dieses Abkommen nach seinem Artikel 30 anzu­
wenden ist. 

Für die Republik österreich: 

Dr. Alfred Twaroch 

Artikel 30 

1. Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. 
Die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie 
möglich in Bern ausgetauscht werden. 

2. Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist anzu­
wenden: 

a) auf die im Abzugsweg (an der Quelle) 
erhobenen Steuern von den nach dem 
31. Dezember 1974 zugeflossenen Einkünf­
ten; 

b) auf die sonstigen für das Jahr 1975 und die 
folgenden Jahre erhobenen Steuern. 

3. Die Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 2 
lit. g gelten nur für Bauausführungen oder Mon­
tagen, die nach dem 31. Dezember 1974 begon­
nen werden. 

Artikel 31 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es 
nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt 
wird. Jeder Vertragstaat kann das Abkommen 
auf diplomatischem Wege schriftlich unter Ein­
haltung einer Frist von sechs Monaten zum Ende 
eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Falle 
findet das Abkommen letztmals Anwendung: 

a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) 
erhobenen Steuern von den Einkünften, die 
bis zum Ablauf des Jahres, auf dessen Ende 
die Kündigung ausgesprochen worden ist, 
zugeflossen sind; 

b) auf die sonstigen Steuern, die für das Jahr 
erhoben werden, auf dessen Ende die Kün­
digung ausgesprochen worden ist. 

Zu Utkund dessen haben die hiezu gehörig 
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeich­
net und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Wien, am 30. Januar 1974, 
in zweifacher Urschrift. 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft: 

Dr. O. Rossetti 
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Erlä uterungen 

I. Allgemeiner Teil liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
Bei dem vorliegenden Abkommen handelt es ausgearbeiteten Musterabkommen zur Vermei­

sich um einen gesetzändernden Staatsvertrag, dung der Doppelbesteuerung des Einkommens 
der weder verfassungsändernden noch verfas- und des Vermögens. Die Doppelbesteuerung wird 
sungsergänzenden Charakter hat. Für die Er- in beiden Staaten - wie bisher - grundsätzlich 
füllung des Staatsvertrages ist die Erlassung nach der sogenannten "Befreiungsmethode" be­
eines Gesetzes nicht erforderlich. seitigt, das heißt, daß die einzelnen Besteuerungs-

Im Verhältnis zur Schweiz steht derzeit das objekte jeweils einem der beiden Vertragstaaten 
Abkommen vom 12. November 1953, BGBI. zur ausschließEchen Besteuerung zugeteilt wer­
Nr. 251/1954, zur Vermeidung der Doppelbe- den. Nur in erschöpfend aufgezählten Fällen· 
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- wird die Doppelbesteuerung na<h der sogenann­
kommen und vom Vermögen sowie der Erb- ten "Anrechnungsmethode" beseitigt, das heißt, 
schaftssteuern in Geltung. Nach österreichiseher daß zwar beide Vertragstaaten in solchen Fällen 
Ansicht war eine Anpassung dieses Abkommens ein Besteuerungsrecht besitzen, daß der Wohn­
an die durch die Einführung des "gespaltenen~itzstaat des Empfängers der Einkünfte aber 
Körperschaftssteuersatzes" (BGBI. Nr. 156/ verpflichtet ist, die im anderen Vertragstaat im 
1966) geänderte österreichische innerstaatliche vertraglich zulässigen Ausmaß erhobene Steuer 
Rechtslage sowie an das Ausmaß und die tat- auf seine eigene Steuer, die auf diese Einkünfte 
sächliche Gestaltung der gegenseitigen Wirt- entfällt, anzurechnen; die Anrechnungsmethode 
schaftsbeziehungen erforderlich geworden. Ein ist gemäß dem Abkommen bei Dividenden, Zin­
weiteres vordringliches Anliegen österreichs be- sen, Lizenzgebühren und bei Diensteinkünften 
stand darin, alle Möglichkeiten auszuschließen, der Grenzgänger auf seiten beider Vertragstaaten 
das Abkommen mißbrauchen zu können, um anzuwenden. ' 
durch Ausnutzung der oft beträchtlichen Unter- Das neue Abkommen stellt inhaltlich einen 
schiede im Steuerniveau der heiden Staaten un- Komprorniß zwischen den Vorstellungen der 
gerechtfertigte Steuervorteile zu erlangen. Es österreichischen Finanzverwaltung einerseits und 
haben daher erstmals im November 1968 in den Interessen der Eidgenössischen Steuerverwai­
St. Gallen über österreichisches Ersuchen Vor- tung sowie der schweizerischen und österreichi­
gespräche über eine Revision des bestehenden schen Wirtschaftstreibenden andererseits dar. Die 
Doppelbesteuerungsabkommen stattgefunden.· wesentlichsten Neuerungen liegen in der Ein­
Die Verhandlungen wurden sodann im Novem- führung eines Quellenbesteuerungsrechtes in der 
ber 1971 in Wien fortgeführt und im Jänner 1973 Höhe von 5% bei Dividenden, Zinsen und 
in Bern zum Abschluß gebracht. Es wurde dabei Lizenzgebühren; ferner wurden mehrere Be­
das Einvernehmen über den Abschluß eines stimmungen gegen Abkommensmißbräuche in 
neuen Abkommens erzielt. Am 30. Jänner 1974 das Vertragswerk aufgenommen; zu· nennen sind 
wurde das Abkommen in Wien unterzeichnet. in diesem Zusammenhang vor allem die Bestim-

Dieses neue Abkommen bezieht sich in seinem mungen der Art. 26 (Nachrichtenaustausch), 
Anwendungsbereich lediglich auf die Steuern Art. 17 (betreffend den sogenannten "Künstler­
vom Einkommen und Vermögen. Die Doppe!- durchgriff"), Art. 13 Abs. 4 (Aufrechterhaltung 
besteuerung auf dem Gebiet der Erbschaftssteuern eines befristeten Quellenbesteuerungsrechtes bei 
wird durch ein weiteres gesondertes Abkommen der Veräußerung wesentlicher Beteiligungen im 
beseitigt werden. Fall von Wohnsitzverlegungen), Art. 4 Abs. 4 

Das vorliegende Abkommen folgt in seinem (betreffend den Ausschluß bestimmter steuerbe­
formalen Aufbau im wesentlichen dem vom günstigter Personen aus dem Anwendungsbereich 
Fiskalkomitee der Organisation für wirtschaft- des Abkommens). 
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11. Besonderer Teil 
Zu Art. 1: 

Das! Abkommen ist ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit auf natur'liche und juristische 
Personen anzuwenden, die in einem der bei den 
Vertragstaaten gemäß Art. 4 ansässig sind. 

Zu Art. 2: 

In sachlicher Hinsicht gilt das Abkommen für 
alle in bei den Vertragstaaten derzeit in Geltung 
stehenden oder künftig erhobenen Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen. Für das Gebiet 
der Erbschaftssteuern, die in den sachlichen An­
wendungsbereich des Abkommens vom 12. Nö­
vember 1953 fielen, wurde· ein gesondertes 
Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehen. 

Zu Art. 3: 

Dieser Artikel enthält die in Doppelbe­
steuerungsabkommen üblichen Begriffsumschrei­
bungen. 

Zu Art. 4: 

Diese Bestimmung enthält die in den jüngeren 
österreichischen Doppelbesteuerungsabkommen 
regelmäßig aufgenommene Umschreibung des 
Begriffes der Ansässigkeit (Abs. 1) sowie die 
Lösung von Ansässigkeitskonflikten bei natür­
lichen Personen (Abs. 2). Abs. 3 befaßt sich mit 
der Auf teilung der Besteuerungsrechte in FäHen 
des Wohnsitzwechsels zwischen den zwei Ver­
tragstaaten. Die Bestimmung sieht eine aliquote 
Aufteilung der Besteuerungsrechte des Wohn­
sitzstaates entsprechend der jeweiligen Dauer der 
Ansässigkeit in den beiden V ertragstaa ten 1m 
Jahr des Wohnsitzwechsels vor. 

Durch Abs. 4 werden jene Personen, die im 
Wohnsitzstaat infolge einer Steuerbegünstigung 
nicht mit allen Einkünften steuerlich erfaßt 
werden, aus dem Anwendungsbereich des Ab-. 
kommens ausgeschlossen. . 

Abs. 5 enthält Bestimmungen zur Vermeidung 
von Ansässigkeitskonflikten im Fall von juristi­
schen Personen. 

Zu Art. 6: 

Einkünfte aus unbeweglichem . Vermögen 
werden in übereinstimmung mit der internatio­
nalen Praxis in dem Staat besteuert, in dem sich 
das betreffende Grundstück befindet. Für Ein­
künfte aus hypothekarisch gesicherten Forde­
rungen gelten - im Gegensatz zum Abkommen 
vom 12. November 1953 - die allgemein für 
Zinsen festgelegten Regelungen (Art. 11). 

Zu Art. 7: 

Für die Aufteilung der Besteuerungsrechte an 
gewerblichen Gewinnen gilt im allgemeinen die 
international übliche Aufteilungsregel, derzufolge 
gewerbliche Gewinne, die ein Unternehmen eines 
Vertragstaates aus dem anderen Vertragstaat be­
zieht, dort nur insoweit besteuert werden dürfen, 
als sie einer in diesem Staat gelegenen Betrieb­
stätte zurechenbar sind. Hiefür sind der Betrieb­
stätte jene Gewinne zuzurechnen, die sie unab­
hängig von dem Unternehmen, dessen Betrieb­
stätte sie ist, hätte erzielen können. Dieser 
Grundsatz ist nach der ausdrücklichen Vorschrift 
des Abs. 8 auch auf stille Gesellschaften anzu­
wenden. 

Für Versicherungsunternehmen wurde die in­
direkte Gewinnaufteilungsmethode vorgesehen 
(Abs. 5). 

Zu Art. 8: 

Diese Bestimmungen sehen die international 
übliche Zuteilung des Besteuerungsrechtes für die 
aus dem Betrieb von Schiffen oder Luftfahr­
zeugen im internationalen Verkehr erzielten Ge­
winne an den Staat vor, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Zu Art. 9: 

Dieser Artikel befaßt sich mit verbundenen 
Unternehmen (Mutter- und Tochtergesellschaf­
ten sowie Gesellschaften unter gemeinsamer 
Kontrolle); er sieht vor, daß in diesen Fällen die 
Steuerbehörden eines Vertragstaates Gewinnbe­
richtigungen vornehmen dürfen, wenn wegen der 
besonderen Beziehungen zwischen den Unter-

Zu Art. 5: I nehmern nicht die tatsächlich in diesem Staat 
Dieser Artikel enthält die. U ch'b d entstandenen steuerlichen Gewinne ausgewiesen 

ms rel ung es, werden 
Begriffes "Betriebstätte"; die Definition folgt I . 
jenen Umschreibungen, die in fast allen neueren I Z A 
österreichischen Doppelbesteuerungsabkommen u rt .. 10: 
enthalten sind. Gegenüber dem Abkommen vom Das Besteuerungsrecht für Dividenden wird in 
12. November 1953 werden Baustellen dadurch diesem Artikel - wie bisher - jenem Vertrag­
bereits nach 12monatiger Dauer (bisher zwei staat zugeteilt, in dem der Empfänger der Divi­
Jahre) als Betriebstätten gewertet. Gemäß Art. 30 denden ansässig ist (Wohnsitzstaat). Abweichend 
Abs. 3 gilt diese Verkürzung der Frist allerdings von der bisherigen Regelung wird daneben auch 
erst für Bauausführungen, die nachdem Inkraft- dem Vertragstaat, aus dem die Dividenden stam­
treten des Abkommens begonnen werden. men (Quellenstaat), ein mit 5% begrenztes Be~ 
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steuerungsrecht eingeräumt. Die im Quellenstaat 
im vertraglich zulässigen Ausmaß erhobene 
Steuer ist gemäß Art. 23 Abs. 2 oder 3 auf die 
Steuer des Wohnsitzstaates anzurechnen. 

Zu Art. 11: 

Das Besteuerungsrecht für Zinsen wird in 
diesem Artikel - wie bisher - dem Vertragstaat 
zugeteilt, in dem der Empfänger der Zinsen 
ansässig ist (Wohnsitzstaat). Abweichend von der 
bisherigen Regelung wird daneben auch dem 
Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen 
(Quellenstaat), ein mit 5% begrenztes Quellen­
besteuerungsrecht eingeräumt. Die im Quellen­
staat im vertraglich zulässigen Ausmaß erhobene 
Steuer ist gemäß Art. 23 Abs. 2 oder 3 auf die 
Steuer des Wohnsitzstaates anzurechnen. ' 

Im Gegensatz zum Abkommen vom 12. No­
vember 1953 gilt diese Regelung auch für Zinsen 
aus hypothekarisch gesicherten Forderungen. 

Zu Art. 12: 

Das Besteuerungsrecht für Lizenzgebühren 
wird in diesem Artikel - wie bisher -dem Ver­
tragstaat zugeteilt, in dem der Empfänger der 
Lizenzgebühren ansässig ist (Wohnsitzstaat). Ab­
weichend gegenüber der bisherigen Regelung 
wird daneben auch dem Vertragstaat, aus dem 
die Lizenzgebühren stammen (Quellenstaat), ein 
mit 5% begrenztes Quellenbesteuerungsrecht ein­
geräumt. Die im Quellenstaat im vertraglich 
zulässigen Ausmaß erhobene Steuer ist gemäß 
Art. 23 Abs. 2 oder 3 auf die Steuer des Wohn­
sitzstaates anzurechnen. 

Zu Art. 13: 

Dieser Artikel enthält die in allen jüngeren 
österreichischen Doppelbesteuerungsabkommen 
vorgesehene Regelung für die Besteuerung der 
Gewinne aus Vermögensveräußerungen (Abs. 1 
bis 3). 

Zur Vermeidung von' Abkommensmißbräu­
chen wird in Fällen, von Wohnsitzverlegungen 
dem ehemaligen Wohnsitzstaat durch fünf Jahre 
hindurch unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Quellenbesteuerungsrecht an Gewinnen aus der 
Veräußerung wesendicher Beteiligungen einge­
räumt (Abs. 4). 

Zu Art. f4: 

Einkünfte aus selbständiger Arbeit, die eine in 
einem Vertragstaat ansässige Person aus dem 
anderen Vertragstaat bezieht, dürfen in über­
einstimmung mit der modernen Abkommens­
praxis dort nur insoweit besteuert werden" als 
sie einer in diesem Staat gelegenen festen, der 
Berufsausübung dienenden Einrichtung zuzu­
rechnen sind. 

Zu Art. 15, 18 und 19: 

Die Auf teilung der Besteuerungsrechte an Ein­
künften aus nichtselbständiger Arbeit folgt im 
Grunde den auf diesem Gebiet international 
üblichen Regelungen: Nach Art. 17 werden pri­
vate Aktivb~züge (das sind Aktivbezüge, die 
nicht unter' Art. 19 fallen) im allgemeinen in 
jenem Staat besteuert, in dem die betreffende 
Tätigkeit ausgeübt wird. Das Best,euerungsrecht 
für private Ruhebezüge (das sind Ruhebezüge, 
die nicht unter Art. 19 fallen) steht demgegen­
über gemäß Art. 18 dem Wohnsitzstaat des 
Empfängers zu; Ruhegenüsse aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung dürfen - soweit sie nicht 
unter Art. 19 faHen, weil sie z. B. an Staats­
beamte geleistet werden - d~mzufolg~ eben­
falls nur im Wohnsitzstaat besteuert werden. 

Aktivbezüge und Ruhegenüsse, die aus öffent­
lichen Kassen an Staatsbeamte geleistet werden 
(Art. 19) dürfen wie nach dem bisherigen Ab­
kommen nur im Quellenstaat besteuert werden. 
Für die Besteuerung privater Aktivbezüge von 
Grenzgängern ist vorgesehen, daß diese grund­
sätzlich im Wohnsitzstaat steuerlich erfaßt wer­
den; dem Quellenstaat ist jedoch ein 10f0iges Be­
steuerungsrecht überlassen; diese Quellensteuer 
ist zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung im 
Wohnsitzstaat des Grenzgängers anzurechnen 
(Art. 15 Abs. 4). 

Zu Art. 16: 

Das Besteuerungsrecht für Aufsichtsratsbezüge 
wird nach international üblichen Grundsätzen 
dem Vertragstaat zugeteilt, in dem die Gesell­
schaft ihren Sitz hat, die die Aufsichtsratsbezüge 
ausbezahlt. 

Zu Art. 17: 

Das Besteuerungsrech:t für Einkünfte aus selb­
ständiger oder nichtselbständiger 'Arbeit von 
Künstlern ,und Sportlern steht ausschließlich dem 
Vertragstaat zu, in dem die künstlerische oder 
sportliche Tätigkeit ausgeübt wird. 

Fließen die unter Art. 17 fallenden Einkünfte 
nicht den Künstlern oder SportLern persönlich, 
sondern einer anderen Person (z. B. im Fall der 
Einschaltung sogenannter "Künstlervermietungs­
gesellschaften") zu, so dürfen diese Einkünfte 
nach der ausdrüddichen' Regelung von Abs. 1 
letzter Satz in dem Staat besteuert werden, in 
dem die persönliche Tätigkeit des Künstlers oder 
Sportlers erbracht wurde (sogenannter "Künstler­
durchgriff"). 

Zu Art. 20: 

Dieser Artikel sieht - ähnlich wie nach dem 
bisherigen Abkommen - eine Steuerfreiheit für 
Auslandsüberweisungen an Studenten, Praktikan­
ten, Volontäre und Lehrlinge vor. 
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Zu Art. 21: 

Durch' diese Bestimmung wird dem Wohnsitz­
staat des Eirikommensempfängers das Besteue­
rungsrecht an allen Einkommensteilen zuge­
wiesen, für die im Abkommen keine besondere 
Regelung vorgesehen ist. 

Zu Art. 22: 

Dieser Artikel enthält die Zuteilungsregeln für 
die Besteuerung des Vermögens. 

Unbewegliches Vermögen (Abs. 1) und beweg­
liches Betriebsvermögen (Abs. 2) ist ausschließlich 
in dem Vertragstaat zu besteuern, in dem dieses 
Vermögen liegt; dies gilt nach der ausdrücklichen 
Regelung des Abs. 2 auch für stille Beteiligungen. 

Abs. 3 stellt eine korrespondierende Bestim­
mung zu Art. 8 dar, demzufolge Seeschiffe und 
Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr 
eingesetzt sind, sowie zugehörige bewegliche Ver­
mögenswerte nur in jenem Staat besteuert wer­
den dürfen, in dem sich die Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. 

Alle übrigen Vermögensteile (Abs. 4) einer Per­
son sind ausschließlich in dem Vertragstaat zu 
besteuern, in dem diese Person ansässig ist 
(Wohnsitzstaat). 

Abs. 5 sieht für die Vermögensaufteilung bei 
Versicherungsunternehmen die indirekte Ver­
mögensaufteilungsmethode vor. 

Abs. 6 nimmt auf eine Besonderheit des schwei­
zerischen Rechts Rücksicht. In Osterreich wird 
ein mit Fruchtgenuß belasteter Vermögenswert 
dem Eigentümer zugerechnet. Die dauernde Last 
wird bei ihm nur als Passivpost angesetzt. Nach 
schweizerischem Recht wird der belastete Gegen­
stand aber dem Fruchtgenußberechtigten zuge­
rechnet. Derartige in der Praxis selten auftretende 
Fälle sollen in einem Verständigungsverfahren 
geregelt werden. 

Zu Art. 23: 

In diesem Artikel werden die Methoden fest­
gelegt, nach denen die Doppelbesteuerung ver­
mieden wird: 

Im allgemeinen ist - wie im bisherigen Ab­
kommen - vorgesehen, daß jener Vertragstaat, 
in dem der Steuerpflichtige gemäß Art. 4 ansässig 
ist (Wohnsitzstaat), alle Einkünfte und Ver­
mögensteile, für die nach den vorhergehenden 
Artikeln dem anderen Vertragstaat (Quellen­
staat) das Besteuerungsrecht zugeteilt ist, von 
seiner Besteuerung auszunehmen hat; dies aller­
dings unter dem Vorbehalt, daß der Wohnsitz­
staat die auszuscheidenden Einkünfte oder Ver­
mögenswerte für die Berechnung des auf die 
übrigen Einkünfte oder Vermögensteile des 

Steuerpflichtigen entfallenden Steuersatzes an­
setzen darf (Befreiungsmethode mit Progressions­
vorbehalt). 

Bei bestimmten Einkünften (Dividenden, Zin­
sen, Lizenzgebühren, Dienstbezüge der Grenz­
gänger) wurde durch den vorliegenden Vertrag 
nicht nur dem Wohnsitzstaat des Einkommens­
empfängers, sondern auch dem Quellenstaat -
letzterem allerdings· nur eingeschränkt - ein 
Besteuerungsrecht eingeräumt. Der Wohnsitz­
staat des Empfängers ist in diesen Fällen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung verpflichtet, 
die im anderen Vertragstaat im vertraglich zu­
lässigen Ausmaß erhobene Steuer auf seine eigene 
Steuer, die auf diese Einkünfte entfällt, anzu­
rechnen (Anrechnungsmethode). Die Schweiz be­
hält sich in Abs. 3 die in ihrem innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen verschiedenen Variations­
möglichkeiten des Anrechnungsverfahrens aus­
drücklich vor. 

Zu Art. 24: 

Dieser Artikel enthält die international üb­
lichen Regelungen über das Verbot von Diskrimi­
nierungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
(Abs. 1) oder der Kapitalbeteiligung (Abs. 3); 
desgleichen ist eine Diskriminierung von Be­
triebstätten ausländischer Unternehmen gegen­
über inländischen Unternehmen untersagt 
(Abs. 2). 

Zu Art. 25: 

Die Vorschriften dieses Artikels enthalten die 
international üblichen Grundsätze über das in 
Streit- oder in Zweifelsfällen durchzuführende 
Verständigungsverfahren. 

Zu Art. 26: 

Durch diese Bestimmungen verpflichten sich die 
beiden Vertragstaaten, alle Auskünfte. auszutau­
schen, die für eine richtige Durchführung des 
Doppelbesteuerungsabkommens notwendig sind. 
Diese Bestimmung wird dazu beitragen, den miß­
bräuchlichen Inanspruchnahmen des Doppel­
besteuerungsabkommens künftig besser entgegen­
zuwirken zu können. 

Zu Art. 27: 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen klar­
stellender Natur, über das Verhältnis des Doppel­
besteuerungsabkommens zu völkerrechtlich privi­
legierten Personen. 

Zu Art. 28: 

In diesem Artikel wird zur Klar~tellung fest­
gelegt, daß durch die Abkommensbestimmungen 
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keinem der beiden Vertragstaaten die Verpflich­
tung auferlegt wird, auf die innerstaatlich vor­
gesehene Abzugsbesteuerung bei Dividenden, 
Zinsen oder Lizenzgebühren zu verzichten; wird 
eine Abzugsbesteuerung vorgenommen, so ist die 
abkommensgemäße Steuerentlastung im Rück­
erstattungsverfahren vorzunehmen. 

Abs. 7 legt klarstellend fest, daß Personen, die 
bereits nach innerstaatlichem Recht von der In­
anspruchnahme eines Doppelbesteuerungsabkom­
mens ausgeschlossen sind (z. B. auf Grund inner­
staatlicher Mißbrauchsbestimmungen), auch aus 
dem gegenwärtigen zwischenstaatlichen Vertrag 
keine Entlastungsansprüche geltend machen kön-

Vor allem aus Gründen der Verwaltungsver- nen. 
einfachung wird Personengesellschaften, deren 
Gewinne zumindestens drei Viertel antrags- Zu Art. 29, 30, 31: 
berechtigten Personen zustehen, das Recht ein- Diese Bestimmungen betreffen den zeitlichen 
geräumt, volle Steuerentlastung im anderen Ver- Anwendungsbereich des alten und des neuen 
tragstaat zu begehren (Abs. 6). \ Doppelbesteuerungsabkommens. 
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